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Sehr geehrte Frau Gembauer,
sehr geehrter Herr Dr. Urban,
sehr geehrte Damen und Herren,


der Deutsche Hochschulverband (DHV) dankt Ihnen für die Möglichkeit,  zum Gesetz zur Förderung
der Bundeswehr in Bayern Stellung zu nehmen. 


Anliegend darf ich Ihnen die Stellungnahme des DHV - Landesverband Bayern - übermitteln.


Für heute verbleibe ich


mit meinen besten Grüßen


Sigrid Schlecht
- Assistenz -


DEUTSCHER HOCHSCHULVERBAND
Die Berufsvertretung der Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler in Deutschland


Prof. Dr. Hubert Detmer
Landesgeschäftsführer Bayern


Rheinallee 18-20 | 53173 Bonn
 0228 90266-29
 detmer@hochschulverband.de
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-------- Weitergeleitete Nachricht --------
Betreff:Schreiben Bayer. Staatskanzlei - Verbandsanhörung zum Gesetz zur Förderung


der Bundeswehr in Bayern - Unser Az.: B II 5 - 1356-1-276
Datum:Tue, 6 Feb 2024 15:35:50 +0000


Von:Vertretung, VzBII (StK) <VzBII.Vertretung@stk.bayern.de>
An:praesident@hochschulverband.de <praesident@hochschulverband.de>


 
FRIST: 15.03.2024
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident,
 
in der Anlage erhalten Sie ein Schreiben der Bayerischen Staatskanzlei von Frau
Staatsrätin Gernbauer vom 06.02.2024
 
sowie den Gesetzesentwurf mit der Bitte um Kenntnisnahme und evtl. weitere
Veranlassung.
 
Eine eventuelle Stellungnahme kann  bis Freitag, 15.03.2024  an das
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Stellungnahme des Deutschen Hochschulverbands – Landesverband 
Bayern – zum Gesetzentwurf der Bayerischen Staatsregierung zum 



„Gesetz zur Förderung der Bundeswehr in Bayern“ 
 



 



Der Deutsche Hochschulverband (DHV) dankt der Bayerischen Staatsregierung und der 



Staatskanzlei für die Möglichkeit, zu dem vorgelegten Gesetzentwurf zur Förderung der 



Bundeswehr in Bayern Stellung zu nehmen. Der Gesetzentwurf ist auch vor dem Hintergrund 



einer sicherheitspolitischen Zeitenwende anzusehen, wonach die Bundeswehr dabei 



unterstützt werden soll, ihren neuen Hauptauftrag Landes- und Bündnisverteidigung zu 



erfüllen. Dies betrifft auch die bayerischen Hochschulen. 



 



1) Durch das Gesetz soll in Art. 6 BayHIG ein neuer Abs. 8 eingefügt werden:  



 



„(8) 1Die Hochschulen sollen mit Einrichtungen der Bundeswehr zusammenarbeiten. ²Sie 



haben mit ihnen zusammenzuarbeiten, wenn und soweit das Staatsministerium auf Antrag 



der Bundeswehr, dass dies im Interesse der nationalen Sicherheit erforderlich ist.“ 



 



Ferner sollen an Art. 20 BayHIG die folgenden Sätze 3 und 4 neu angefügt werden: 



 



„3Einzelne Forschungsergebnisse dürfen auch für militärische Zwecke der Bundesrepublik 



Deutschland oder der NATO-Bündnispartner genutzt werden. 
4Eine Beschränkung der Forschung auf zivile Nutzungen (Zivilklausel) ist unzulässig.“ 



 



Der DHV begrüßt die beabsichtigten Neuregelungen. Hierfür sind im Einzelnen folgende 



Gründe maßgeblich: 



 



 



2) Kooperationsgebot für bayerische Hochschulen 



Art. 6 Abs. 8 „neu“ BayHIG ist von der Gesetzgebungskompetenz des Freistaats Bayern 



gedeckt, da hiermit ausschließlich den Hochschulen Pflichten auferlegt werden. Somit 



handelt es sich um eine Konkretisierung der bereits bestehenden hochschulrechtlichen 



Aussage, wonach die Hochschulen auch  mit dem Bund und seinen Einrichtungen 



zusammenwirken sollen. 



 



Das Kooperationsgebot / die Kooperationspflicht betrifft Aspekte, die unmittelbar die 



Forschung berühren. Damit ist der Schutzbereich der Wissenschaftsfreiheit tangiert. 



Allerdings gewährt dieser keine völlige Autonomie. Einschränkungen können sich ergeben 



aus anderen verfassungsrechtlichen Grundentscheidungen. Hierzu zählt auch der 



Verteidigungsauftrag durch eine wirksame militärische Landesverteidigung.  



 



Den insoweit notwendigen Ausgleich im Wege praktischer Konkordanz erzielt der 



Gesetzentwurf dadurch, dass nicht einzelne Wissenschaftlerinnen / Wissenschaftler, 



sondern nur die Institution selbst – also die bayerischen Hochschulen – als Adressat des 



Kooperationsgebotes angesprochen sind. Eine in der ultima ratio mit Disziplinargewalt 
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ausgestattete Weisung kann der einzelnen Wissenschaftlerin / dem einzelnen 



Wissenschaftler nicht erteilt werden. Will die Hochschule ihrer dem Staat gegenüber 



bestehenden Kooperationspflicht nachkommen, muss sie dies beispielsweise durch die 



Gewährung von Incentives (Leistungszulagen, Ausstattungszusagen, Deputatsre-



duktionen u.ä.) bewirken. Diese Begrenzung des Normadressaten, die die einzelne 



Wissenschaftlerin / dem einzelnen Wissenschaftler ausnimmt, kommt auch ausdrücklich 



in der Gesetzesbegründung zum Ausdruck. 



 



3) Gesetzliches Verbot einer „Zivilklausel“ 



Die sogenannten „Zivilklauseln“ sind hochschulpolitisch seit langer Zeit umstritten. Viele 



Hochschulen haben - zum Teil auch auf hochschulgesetzlicher Grundlage - Zivilklauseln 



in unterschiedlicher Ausprägung zu präzisieren versucht. Nach der hochschulrechtlich 



herrschenden Meinung können jedoch Hochschulen durch Zivilklauseln den 



wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn und Forschungstransfer durch militärisch 



bedeutsame Forschung ihrer Hochschulangehörigen nicht unterbinden.  



 



Der Landesgesetzgeber ist jedoch befugt, die Möglichkeit von „Zivilklauseln“ definitiv 



auszuschließen. Die Nutzung von Forschungsergebnissen (auch) zu militärischen 



Zwecken und die in diesem Spannungsfeld oft zitierte Pflicht der Hochschulen, einen 



Beitrag zur friedlichen Forschung zu leisten, steht nicht in Widerspruch zueinander, da 



auch die Erfüllung des Verteidigungsauftrags der Wahrung von Frieden dient. Verboten 



wäre lediglich eine Forschung, die auf einen Angriffskrieg gerichtet wäre (Art. 26 



Grundgesetz). Die Begründung besagt aber deutlich, dass es um die 



Verteidigungsfähigkeit des Staates geht. In diesem Zusammenhang wird betont, dass die 



individuelle Wissenschaftsfreiheit der einzelnen Wissenschaftlerin / des einzelnen 



Wissenschaftlers unberührt bleibt. So bleibt auch im Falle des Art. 20 Sätze 3 und 4  „neu“ 



BayHIG die sogenannte negative Publikationsfreiheit der Wissenschaftlerin / des 



Wissenschaftlers gewahrt. 



 



Im Ergebnis bestehen keine Bedenken gegen die intendierten Neuerungen. 



 



 



 



Prof. Dr. iur. Hubert Detmer 
Geschäftsführer des Landesverbands Bayern 



im Deutschen Hochschulverband 



 



 



Bonn, den 05. März 2024 



 












Funktionspostfach mil@stk.bayern.de


übermittelt werden.


Mit freundlichen Grüßen
Franziska Welzmiller
 
Bayerische Staatskanzlei
Abt. Gesetzgebung und Recht, Streitkräfte (B II)
Franz-Josef-Strauß-Ring 1
80539 München
 
Tel.: +49 (89) 2165-0
 


 


PH   Der Umwelt zuliebe: Bitte prüfen Sie, ob diese Mail wirklich ausgedruckt werden muss!


 



mailto:mil@stk.bayern.de



